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Viertes Hinweisschreiben zur Umsetzung der GEAS-Reform   

DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

• Auswirkung der Übergangsvorschrift § 87e AsylG auf § 61 AsylG 

• Wegfall der absoluten Titelerteilungssperre nach § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG für Alt-

fälle 

• Beschäftigung ausreisepflichtiger Ausländer - Änderung von § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 

AufenthG und § 104 Abs. 18 AufenthG 

• Schutz von Familienangehörigen nach § 26 AsylG i.V.m. § 25 AufenthG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

mit dem Inkrafttreten der neuen GEAS-Regeln stellt sich an verschiedenen Punkten die Frage 

nach dem Übergang vom alten zum neuen Recht.  

Die Unionsrechtsakte sehen nur punktuell Übergangsvorschriften vor. So sieht die Asylverfah-

rensverordnung (Verordnung (EU) 2024/1348) in Art. 79 vor, dass die neuen Regeln zum Asyl-

verfahren nur auf Asyl- und Widerrufsverfahren Anwendung finden, die ab dem 12. Juni 2026 

eingereicht (Art. 28 AsylVfVO) bzw. eingeleitet (Art. 66 Abs. 1 AsylVfVO) wurden. Die AMM-VO 

(Verordnung (EU) 2024/1351) sieht in Art. 84 eine Übergangsvorschrift vor. Für Anträge, die vor 

dem 12. Juni 2026 registriert wurden, erfolgt die Bestimmung des zuständigen Mitgliedstaats 

weiterhin nach den Kriterien der Dublin III-Verordnung. Im Übrigen gilt die AMM-Verordnung 

insbesondere im Hinblick auf Überstellungsverfahren auch für Verfahren, die vor dem 12. Juni 

begonnen haben. Ebenfalls auch auf sog. „Altfälle“ anwendbar sind die materiellen Vorausset-

zungen des internationalen Schutzes nach der Statusverordnung (Verordnung (EU) 

2024/1347) und – soweit unmittelbar anwendbar – die Aufnahmerichtlinie.   

Im nationalen Recht hat der Bundesgesetzgeber in § 87e AsylG Übergangsvorschriften vorge-

sehen. Mit dem Ziel, die direkte Anwendbarkeit der Statusverordnung korrekt umzusetzen, hat 

der Bundesgesetzgeber nun in das Gesetzgebungsvorhaben des Gesetzes zur  

besseren Verhinderung missbräuchlicher Anerkennungen der Vaterschaft die Streichung der 
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Absätze 2 und 3 des § 87e AsylG eingebracht. Weitere Änderungen werden – wie bereits im 

letzten Hinweisschreiben mitgeteilt – an § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG vorgenommen. 

Schließlich wird als Annex zum Gesetz zur Weiterentwicklung der Digitalisierung in der Migra-

tionsverwaltung (MDWG) in § 104 Abs. 18 AufenthG eine Übergangsvorschrift zu § 60a Abs. 6 

Satz 1 Nr. 3 AufenthG eingeführt. Mit der Verkündung der beiden Gesetze rechnen wir in den 

nächsten Tagen.   

1. Auswirkung der Übergangsvorschrift § 87e AsylG auf § 61 AsylG 

Für die Erwerbstätigkeit während und nach dem Asylverfahren nach § 61 AsylG gehen wir der-

zeit davon aus, dass die neue Regelung gemäß § 87e Abs. 1 Satz 2 AsylG nur auf Personen an-

zuwenden ist, deren Asylantrag ab dem 12. Juni 2026 eingereicht wurde. Nur dieser Personen-

kreis erhält bei Verpflichtung zur Wohnsitznahme in einer Erstaufnahmeeinrichtung somit be-

reits nach drei Monaten einen Zugang zum Arbeitsmarkt, sofern kein Ausschlussgrund vorliegt. 

Für Personen, die ihren Asylantrag vor dem 12. Juni 2026 gestellt haben (sog. Altfälle) richtet 

sich der Zugang zum Arbeitsmarktnach § 61 AsylG in der Fassung vor dem 12. Juni 2026. 

2. Beschäftigung von ausreisepflichtigen Ausländern (§ 60a AufenthG) 

Wie bereits im letzten Hinweisschreiben mitgeteilt, erstreckt sich das Beschäftigungsverbot für 

Geduldete aus sicheren Herkunftsstaaten gem. § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG ab dem In-

krafttreten des Gesetzes zur Verhinderung missbräuchlicher Anerkennung der Vaterschaft 

auch auf Personen der ausschließlich auf EU-Ebene bestimmten sicheren Herkunftsstaaten.  

Als Annex zum MDWG hat nun mit der Änderung von § 104 Abs. 18 AufenthG auch eine Über-

gangsregelung zu § 60a Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG den Bundesrat passiert. Mit der neuen 

Nummer 2 bleibt Geduldeten aus den sicheren Herkunftsstaaten gemäß Artikel 62 der Verord-

nung (EU) 2024/1348, die zuvor nicht schon auf nationaler Ebene nach § 29a oder § 29b AsylG 

als sichere Herkunftsstaaten bestimmt waren (d.h. Staatsangehörigen Ägyptens, Bangla-

deschs, Indiens, Kolumbiens, Marokkos, Tunesiens und der Türkei) und die sich zum 6. Mai 

2025 geduldet in Deutschland aufgehalten haben oder am 11. Juni 2026 im Besitz einer Erlaub-

nis zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit waren, die weitere Aufnahme und Ausübung einer Er-

werbstätigkeit erlaubt. Es handelt sich daher um eine Ausnahme von dem zukünftig geltenden 

Erwerbstätigkeitsverbot nach § 60a Absatz 6 Satz 1 Nr. 3 AufenthG. 
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3. Wegfall der absoluten Titelerteilungssperre nach § 10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG für Altfälle 

Da der Gesetzgeber im Aufenthaltsgesetz keine Übergangsvorschriften vorgesehen hat, gilt § 

10 Abs. 3 Satz 2 AufenthG, der bislang eine absolute Titelerteilungssperre bei offensichtlich un-

begründet abgelehnten Asylbewerbern nach § 30 Abs. 1 Nr. 3 bis 7 AsylG a.F. vorsah, in seiner 

neuen Fassung bereits für alle Fälle, auch sog. Altfälle. Da die neue Fassung die absolute Tite-

lerteilungssperre an die Durchführung des beschleunigten Asylverfahrens im Sinne von Art. 42 

AsylVf-VO knüpft und dieses Verfahren bei Altfällen nicht durchgeführt wurde, besteht ab so-

fort für Personen, deren Asylantrag vor dem 12. Juni 2026 eingereicht und als offensichtlich un-

begründet abgelehnt werden, keine absolute Titelerteilungssperre mehr. In diesen Fällen ver-

bleibt es jedoch bei der Sperrwirkung des § 10 Abs. 3 Satz 1 AufenthG, so dass vor der Ausreise 

– sofern kein gesetzlicher Anspruch auf die Titelerteilung besteht – nur ein Aufenthaltstitel 

nach Maßgabe des Abschnitts 5 erteilt werden darf. 

4. Schutz von Familienangehörigen nach § 26 AsylG i.V.m. § 25 AufenthG 

Bereits im ersten Hinweisschreiben zur GEAS-Reform haben wir darauf hingewiesen, dass das 

Rechtsinstitut des Familienasyls mit der GEAS-Reform abgeschafft und durch einen akzessori-

schen Aufenthaltstitel nach Feststellung der Familienangehörigkeit im Sinne von Art. 23 Sta-

tus-VO ersetzt worden ist. Aufgrund der übergangslosen Geltung der Status-VO ist das Bun-

desamt für Migration und Flüchtlinge (Bundesamt) dazu übergegangen, bereits ab sofort kein 

Familienasyl mehr zu gewähren, sondern auch bei am 12. Juni 2026 bereits anhängigen Verfah-

ren nach erfolgloser Prüfung eigener Verfolgungsgründe nach Art. 23 Status-VO zu prüfen, ob 

es sich um einen Familienangehörigen handelt. Das Bundesamt hat mitgeteilt, dass die Fest-

stellung nach § 26 Abs. 2 AsylG nicht im ablehnenden Bescheid, sondern in einem gesonder-

ten Dokument erfolge.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Gez. Dr. Lehr 

Ministerialdirigent 
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HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 

 


